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Satzung 

 

der 

 

CompuGroup Medical Aktiengesellschaft 

 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz, Dauer 

1. Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft unter der Firma 

 

CompuGroup Medical Aktiengesellschaft. 

2. Sitz der Gesellschaft ist Koblenz. 

3. Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf eine bestimmte Zeit beschränkt. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist das Halten und Verwalten von Beteiligungen an ande-

ren Gesellschaften des EDV-Bereichs, des Bereichs elektronischer Netze und des Bereichs 

des Gesundheitswesens, die Entwicklung, die Produktion und der Vertrieb von Produkten, 

sowie der Handel mit Produkten aus dem EDV-Bereich, aus dem Bereich elektronischer 

Netze und aus dem Bereich des Gesundheitswesens, Ausführung und Vermittlung von 

Dienstleistungen im EDV-Bereich, im Bereich elektronischer Netze und im Bereich des 

Gesundheitswesens. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen berechtigt, die geeignet erscheinen, den Ge-

schäftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern, oder die sonst damit in  

Zusammenhang stehen. Insbesondere darf die Gesellschaft im In- und Ausland Unter-

nehmen gleicher Art oder verwandter Branchen errichten, erwerben oder sich an ihnen 
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beteiligen und Zweigniederlassungen errichten und die in Absatz 1 genannten Aufgaben 

ganz oder teilweise durch diese Unternehmen oder Zweigniederlassungen ausführen las-

sen. 

§ 3 Bekanntmachungen 

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elektronischen Bun-

desanzeiger, soweit nicht das Gesetz etwas anderes bestimmt. 

2. Die Gesellschaft ist im Rahmen des rechtlich Zulässigen berechtigt, Informationen an ihre 

Aktionäre im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. 

 

 

II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 Grundkapital 

1. Das Grundkapital beträgt € 53.219.350,00. 

2. Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 53.219.350 auf den Inhaber lautende 

Stückaktien. 

3. - aufgehoben -. 

4. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 AktG be-

stimmt werden. 

5. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 16. August 2011 

mit Zustimmung des Aufsichtsrates einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals durch Ausga-

be neuer Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt EUR 15.598.775,-

- zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

dem Genehmigten Kapital festzulegen.  
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Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich ein Be-

zugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

 

- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zwe-

cke des unmittelbaren oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen; 

 

- bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage, wenn der Ausgabebetrag der neuen 

Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und der auf die neuen Ak-

tien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 

Betrag des Grundkapitals 10 v. H. des Grundkapitals nicht übersteigt, und zwar 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung; 

 

- bei einer Kapitalerhöhung zur Ausgabe von Belegschaftsaktien, wenn der auf die 

neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallen-

de anteilige Betrag des Grundkapitals 10 v. H. des Grundkapitals nicht übersteigt, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung; 

 

um neue Aktien der Gesellschaft im Rahmen eines öffentlichen Angebotes breit gestreut 

zu platzieren. 

6. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 1, 2 und 5 der Satzung (Höhe und 

Einteilung des Grundkapitals, Genehmigtes Kapital) jeweils nach vollständiger oder teil-

weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals oder nach Ablauf der Ermächti-

gungsfrist gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung entsprechend zu  

ändern. 
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§ 5 Aktien 

1. Die Aktien sind Stückaktien und lauten auf den Inhaber. 

2. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, 

ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie im 

Zweifel auf den Inhaber. 

3. Die Form der Aktien und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt der Vor-

stand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat. Das gleiche gilt für Schuldverschreibungen 

und Zinsscheine. Über mehrere Aktien kann eine Urkunde ausgestellt werden. Der An-

spruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. 

§ 6 Übertragung von Namensstammaktien 

-aufgehoben- 

 

 

III. Organisation der Gesellschaft 

§ 7 Organe, Beirat 

1. Die Organe der Gesellschaft sind 

A. der Vorstand, 

B. der Aufsichtsrat, 

C. die Hauptversammlung. 

2. Die Gesellschaft kann einen Beirat zu engerer Fühlungnahme mit Wirtschaft, Wissen-

schaft und Technik bilden. Die Bildung des Beirates erfolgt durch den Vorstand im Einver-

nehmen mit dem Aufsichtsrat. Der Vorstand kann im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 

Geschäftsordnungen für den Beirat erlassen, seine Mitglieder bestellen und abberufen 

und die Vergütung für sie festsetzen. 
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A. Der Vorstand 

§ 8 Zusammensetzung und Geschäftsführung 

1. Der Vorstand kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. 

2. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann ein 

Vorstandmitglied zum Vorsitzenden oder zum Sprecher des Vorstandes bestellen. Er kann 

stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

3. Der Vorstand hat unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu leiten; er gibt sich 

selbst eine Geschäftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den 

Vorstand erlässt. Über alle Fragen von grundsätzlicher oder wesentlicher Bedeutung ent-

scheidet der Gesamtvorstand durch Beschluss mit einfacher Mehrheit, soweit die Ge-

schäftsordnung des Vorstandes oder das Gesetz nicht eine höhere Mehrheit vorsehen. Ist 

ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstandes ernannt und besteht der Vor-

stand aus mehr als zwei Mitgliedern, gibt bei Beschlussfassungen des Vorstandes bei 

Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden des Vorstandes den Ausschlag. 

4. Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrates mit beraten-

der Stimme teil, sofern nicht im Einzelfall der Aufsichtsrat oder sein Vorsitzender etwas 

anderes bestimmt. 

§ 9 Vertretung der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vor-

standsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied 

vorhanden, so wird die Gesellschaft durch dieses allein vertreten. 

2. Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder zur Einzelvertretung er-

mächtigen und/oder in den vom Gesetz gezogenen Grenzen (§112 AktG) von den Be-

schränkungen des § 181 BGB befreien. 
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B. Der Aufsichtsrat 

§ 10 Zusammensetzung des Aufsichtsrates,  

Wahl der Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder, Amtszeit 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. 

2. Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt, sofern nicht bei der Wahl eine kürzere 

Amtszeit bestimmt wird, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über 

die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. 

Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit begonnen hat, nicht mitgerechnet. 

Eine Wiederwahl ist statthaft. 

3. Bei den Wahlen der Anteilseignervertreter zum Aufsichtsrat ist der Leiter der Hauptver-

sammlung berechtigt, über eine von der Verwaltung oder von Aktionären vorgelegte Liste 

mit Wahlvorschlägen abstimmen zu lassen. Wird ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines 

ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des 

ausscheidenden Mitgliedes. 

4. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt mit einer Frist von einem Monat durch 

eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates zu richtende schriftliche Erklärung niederle-

gen. Die Frist gilt nicht für Mitglieder, die von den Arbeitnehmern  

gewählt worden sind. 

§ 11 Vorsitzender, Stellvertreter 

1. Der Aufsichtsrat wählt unmittelbar nach der Hauptversammlung, mit deren Beendigung 

seine Amtszeit beginnt, in einer ohne besondere Einladung stattfindenden Sitzung aus 

seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die Dauer des Aufsichtsrats-

amtes des jeweils Gewählten. Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vor Ablauf 

der Amtszeit aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amts-

zeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 
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2. Willenserklärungen des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse werden namens des Auf-

sichtsrates durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates bzw. seinen Stellvertreter abgege-

ben. 

§ 12 Sitzungen des Aufsichtsrates und Beschlussfassung 

1. Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in Sitzungen gefasst. Die Einberufung der Sit-

zungen erfolgt durch den Vorsitzenden unter Angabe der Beratungsgegenstände mit ei-

ner Frist von drei Wochen in schriftlicher Form. Der Vorsitzende kann diese Frist in drin-

genden Fällen abkürzen und gegebenenfalls mündlich, fernschriftlich, telegrafisch, telefo-

nisch oder durch Telekopie einladen. Die Frist von drei Wochen gilt nicht für Einberufun-

gen von Sitzungen gemäß § 110 Abs. 1 AktG. 

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder in der Sitzung anwe-

send sind. Als anwesend gelten auch die Mitglieder, die durch ein anderes Aufsichtsrats-

mitglied oder durch eine andere teilnahmeberechtigte Person schriftliche Stimmabgaben 

überreichen lassen. 

 

Der Aufsichtsrat beschließt mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so-

weit nicht Gesetz oder Satzung etwas Abweichendes bestimmen. Bei Stimmengleichheit 

gibt die Stimme des Sitzungsvorsitzenden, bei Wahlen das Los den Ausschlag. 

3. Die Art der Abstimmung bestimmt der Sitzungsvorsitzende. Schriftliche, fernschriftliche, 

telegrafische, telefonische oder durch Telekopie vorgenommene Beschlussfassungen sind 

nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren innerhalb einer vom 

Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist widerspricht. Die Bestimmungen des vor-

stehenden Absatzes gelten sinngemäß für Beschlussfassungen in diesem Verfahren. 

4. Über jede Sitzung des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Sitzungs-

vorsitzenden zu unterzeichnen und zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen ist. In der 

Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tages-

ordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrates 
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festzuhalten. Für Beschlüsse außerhalb von Sitzungen gelten die vorstehenden Regelun-

gen sinngemäß. 

§ 13 Verschwiegenheitspflicht und Verantwortlichkeit 

der Aufsichtsratsmitglieder 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Ge-

sellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im 

Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Will ein Mitglied des Auf-

sichtsrates Informationen an Dritte weitergeben, von denen nicht mit Sicherheit auszuschlie-

ßen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der Gesellschaft betreffen, so ist es ver-

pflichtet, den Vorsitzenden des Aufsichtsrates vorher zu unterrichten und ihm Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Pflicht verletzen, sind der Gesell-

schaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. 

§ 14 Teilnahmerecht an den Sitzungen der Hauptversammlung 

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben das Recht, an den Hauptversammlungen der 

Aktionäre teilzunehmen. Der Vorstand ist verpflichtet, ihnen rechtzeitig die  

Tagesordnung der Hauptversammlung und etwaige Anträge zu übersenden. Zu jedem Ta-

gesordnungspunkt, über den die Hauptversammlung beschließen soll, haben Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat Vorschläge zu machen. Vorschläge zur Wahl des Abschlussprüfers 

werden der Hauptversammlung nur vom Aufsichtsrat unterbreitet. Vorschläge zur Wahl 

der Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner werden der Hauptversammlung nicht vom 

Aufsichtsrat in seiner Gesamtheit,  

sondern nur von den von den Anteilseignern gewählten Mitgliedern des Aufsichtrates un-

terbreitet. 

2. Der Vorstand ist verpflichtet, dem Aufsichtsrat die Beschlüsse der Hauptversammlung 

schriftlich mitzuteilen. 
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§ 15 Geschäftsordnung 

Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der gesetzlichen und der durch diese Satzung aufgestell-

ten Bestimmungen eine Geschäftsordnung. 

§ 16 Vergütung des Aufsichtsrates 

1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält für jedes volle Geschäftsjahr seiner Zugehörigkeit 

zum Aufsichtsrat neben dem Ersatz seiner Auslagen eine feste Vergütung in Höhe von € 

40.000,00, zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates 

erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen das Eineinhalbfache dieses Betrages. 

2. Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während des ganzen Geschäftsjahres im Amt waren, 

oder den Vorsitz innehatten, erhalten für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit be-

ziehungsweise der Führung des Vorsitzes ein Zwölftel der Vergütung. Die Mitglieder des 

Aufsichtsrats erhalten darüber hinaus kein Sitzungsgeld. 

3. Über andere Vergütungsarten für die Mitglieder des Aufsichtsrates und Leistungen mit 

Vergütungscharakter entscheidet die Hauptversammlung durch Beschluss. 

 

C. Hauptversammlung 

§ 17 Ort der Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in dessen näherer Umgebung oder 

am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt. 

§ 18 Einberufung der Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand unter Einhaltung der gesetzlichen Vorschrif-

ten einberufen. 
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§ 19 Teilnahmebedingungen 

1. Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben wol-

len, müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. 

Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter der in 

der Einladung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-

sammlung zugehen (Anmeldetag). Der Vorstand ist ermächtigt bzw. im Falle der Einberu-

fung durch den Aufsichtsrat, der Aufsichtsrat, in der Einberufung der Hauptversammlung 

eine auf bis zu drei Tage verkürzte Anmelde- und Nachweisfrist zu bestimmen.  

2. Für den Nachweis der Berechtigung nach Absatz 1 ist ein in Textform erstellter besonde-

rer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich und aus-

reichend. Der Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein. In der 

Einberufung können weitere Sprachen, in denen der Nachweis verfasst sein kann, sowie 

weitere Institute, von denen der Nachweis erstellt werden kann, zugelassen werden. Der 

Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen 

und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in-

nerhalb der in Absatz 1 genannten Frist zugehen. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimme ohne an der Haupt-

versammlung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation ab-

geben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfah-

ren zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt ge-

macht. 

§ 20 Leiter der Hauptversammlung 

1. Die Hauptversammlung wird von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates, im Falle seiner 

Verhinderung durch ein anderes von ihm bestimmtes Mitglied des  

Aufsichtsrates geleitet. Für den Fall, dass keine dieser Personen den Vorsitz  

übernimmt, wird der Versammlungsleiter unter der Leitung des ältesten anwesenden 

Stammaktionärs durch die Hauptversammlung gewählt. 
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2. Der Versammlungsleiter leitet die Versammlung, bestimmt die Reihenfolge der Beratun-

gen und die Art der Abstimmung. 

3. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemes-

sen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder 

während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen sowohl des Versammlungsverlaufs als 

auch der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Frage- und Re-

debeitrags angemessen festzusetzen. 

4. Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonüber-

tragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulas-

sen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit uneinge-

schränkten Zugang hat. 

§ 21 Stimmrecht, Abstimmung 

1. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

2. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Soweit nicht im Gesetz 

anderweitige zwingende Festlegungen zur Vollmachtserteilung, zu ihrem Widerruf und 

zum Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft getroffen sind, bedarf 

eine Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Ge-

sellschaft der Textform (§ 126 b BGB). Die Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmacht, 

ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberu-

fung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung bestimmt werden kann. 

3. Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des 

bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, soweit nicht das Gesetz oder die 

Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben. 

4. Bei gleicher Stimmenzahl im zweiten Wahlgang entscheidet das Los. 
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IV. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 22 Geschäftsjahr, Jahresabschluss und 

Gewinnverwendung 

1. Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

2. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Jahr 

den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) und den Konzernab-

schluss sowie den Lagebericht und den Konzernlagebericht aufzustellen und dem Ab-

schlussprüfer vorzulegen. Diese Unterlagen sind unverzüglich nach Eingang des Prüfungs-

berichts mit diesem sowie mit dem Vorschlag für den Beschluss der Hauptversammlung 

über die Verwendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat zuzuleiten. 

3. Aufsichtsrat und Vorstand können durch gemeinsamen Beschluss bis zur Hälfte des Jah-

resüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. 

§ 23 Ordentliche Hauptversammlung 

Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines  

jeden Geschäftsjahres statt. Sie beschließt insbesondere über die Verwendung des Bilanzge-

winns, über die Wahl des Abschussprüfers, über die Entlastung des Vorstands und des Auf-

sichtsrates, über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und in den vom Gesetz vorgesehenen 

Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses. 

§ 24 Gewinnverwendung 

1. Die Hauptversammlung beschließt gemäß § 23 über die Verwendung des Bilanzgewinns.  

2. Die Hauptversammlung kann beschließen, den Bilanzgewinn neben oder anstelle einer 

Barausschüttung im Wege einer Sachausschüttung an die Aktionäre zu verteilen. 
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§ 25 Abschlagszahlungen auf den Bilanzgewinn 

Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates im 

Rahmen des § 59 des Aktiengesetzes eine Abschlagsdividende an die Aktionäre ausschütten. 

 

 

V. Schlussbestimmungen 

§ 26 Satzungsänderungen durch den Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fassung 

betreffen. 

§ 27 Teilunwirksamkeit 

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung oder eine zukünftige Bestimmung dieser  

Satzung ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder undurchführbar sein oder ihre Wirksam-

keit oder Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der  

Satzung in übrigen nicht berührt werden. Das gleiche gilt, soweit sich in der Satzung eine Lücke 

herausstellen sollte. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren  

Regelung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die  

– soweit rechtlich möglich – dem am nächsten kommt, was die Anteilseigner gewollt haben 

oder nach dem Sinn und Zweck der Satzung gewollt haben würden, sofern sie bei der Be-

schlussfassung über die Satzung oder die Ergänzung den Punkt bedacht hätten. Dies gilt auch, 

wenn die Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in der Satzung normierten Maß 

der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin) beruht; in solchen Fällen tritt ein dem Gewollten 

möglichst nahe kommendes, rechtlich zulässiges Maß der Leistung oder Zeit an die Stelle des 

Vereinbarten. 


